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«Die Stärken der Altstädte als gemein-
samen Aargauer Standortfaktor weiter-
entwickeln, vom Wissen und den Er-
fahrungen aller profitieren, die Ent-
wicklung gemeinsam angehen, das
wird zu Resultaten führen.» Dies sagte
alt Regierungsrat Peter C. Beyeler nach
seiner Wahl zum Vorstandspräsidenten
der IG Aargauer Altstädte. Der Verein,
der alle 13 Aargauer Städte mit histori-
schem Stadtkern vernetzt, ist gestern
Abend in Lenzburg gegründet worden.

«Die Aargauer Altstädte haben viel
Charme und sind identitätsstiftend»,
sagte Oliver Bachmann, Projektleiter
bei Aargau Services, als er die Grün-
dungsversammlung im Hotel Lenzburg
eröffnete. Die Altstädte stehen aber
auch vor speziellen Problemen.

Die Läden ziehen weg, die Nachfrage
nach Wohnen nimmt ab. Das grösste
Problem, das sich insbesondere den
kleinen Altstädten stellt, vielmehr stell-
te, denn vielerorts ist der Zug abgefah-
ren, ist der Abfluss von Kaufkraft in die
Einkaufszentren. Und wenn die Läden
in den Erdgeschossen dichtmachen,
fällt mit dem Hauptmietertrag ein wich-
tiger Teil der Rendite der Häuser weg.

Von Aarau bis Zofingen
Eine Arbeitsgruppe um Marcel Suter,

bis vor kurzem Präsident der Aarauer
Detaillistenvereinigung Zentrum, und
Oliver Bachmann ergriff deshalb vor
gut einem Jahr die Initiative, die nun
zur Gründung der IG Aargauer Altstäd-
te führte. Von Aarburg und Aarau bis
Zofingen, von Bad Zurzach bis Laufen-

burg und Mellingen, alle 13 Städte wol-
len die Herausforderungen ihrer spezi-
ellen Stadtquartiere gemeinsam ange-
hen.

Nebst Peter C. Beyeler und Peter An-
dres gehören dem Vorstand an: Brigitte
Albisser, Leiterin Stadtmarketing Zofin-
gen, Kurt Schneider, Stadtplaner von
Aarau, sowie die genannten Marcel Su-
ter und Oliver Bachmann. Vereinsmit-
glieder sind die Einwohnergemeinden
mit ihren Vertretern.

Neue Ideen zu entwickeln, sei in Zei-
ten des Sparens nicht einfach, sagte
Vereinspräsident Beyeler. «Doch», fuhr
er fort, «wer durch das Sparen seine
Chancen verpasst, weil er glaubt, kein

Geld zu haben, um Ideen für die Zu-
kunft zu entwickeln, hat ein böses Er-
wachen.» Verpasste Chancen zu kom-
pensieren, brauche unvergleichbar
mehr Aufwand und Geld.

«Die Gründung der IG kommt zum
richtigen Zeitpunkt», ist Franziska
Möhl-Wey, Vizeammann der Stadt
Lenzburg, überzeugt. Gerade jetzt wür-
den in vielen Gemeinden die Bau- und
Nutzungsordnungen revidiert. Welche
Nutzungen sollen in den historischen
Stadtzentren möglich sein? Um solche
Fragen zu lösen, vertraut auch Möhl-
Wey auf den grossen gemeinsamen Er-
fahrungsschatz. Und: «Gemeinsam ha-
ben wir mehr Einfluss.»

Die Aargauer Altstädte
spannen zusammen
Lenzburg Verein mit Peter C. Beyeler an der Spitze gegründet

VON HUBERT KELLER

Die Führung der neu gegründeten IG Aargauer Altstädte: Geschäftsführer Peter
Andres (links) und Vorstandspräsident Peter C. Beyeler. KEL

Vor 15 Jahren in einem Mehrfamilien-
haus im Aargau: Nathalie*, sieben Jahre
alt, und ihre zwei Jahre jüngere
Schwester Vanessa* sind oft zu Besuch
bei der Gotte und bei Onkel Peter*. Pe-
ter mag die Mädchen, sie mögen ihn.
Oft geht er zu ihnen ins Zimmer, wenn
sie spielen. Nur: Unter «spielen» ver-
steht er etwas Anderes. Er setzt sich zu
Nathalie, zieht sie zu sich heran. Strei-
chelt sie am ganzen Körper. Über und
unter den Kleidern. Zum Teil küsst er
sie auch. Im Sommer 2001 baden die
Kinder in einem Bassin im Garten. Pe-
ter badet mit – und greift Nathalie unter
das Bikini. Auch Vanessa streichelt er
mehrmals. Sie versucht, sich dem zu
entziehen. «Als sie sich wehrte, war es
für mich passé», sagt Peter vor Gericht.

Es vergehen Jahre. Aus Angst, selbst
etwas falsch gemacht zu haben, erzäh-
len die Mädchen niemandem etwas.
Erst, als sie sich wegen familiärer und
sexueller Probleme und Übergewicht in
therapeutische Behandlung begeben,
stellt sich heraus, dass beide Opfer wa-
ren. Heute sagt Peter: «Was genau pas-
sierte, weiss ich nicht mehr.» Es könne
«im Spiel einmal etwas passiert» sein,
aber das sei «zu lange her», um sich zu
erinnern. Doch: Die Übergriffe bestrei-
tet er nicht, nur deren Häufigkeit. Ihm
sei «zwischendurch» bewusst gewesen,
dass es nicht richtig sei. «Aber weil es

nur so wenige Male waren, und dazwi-
schen viel Zeit verging, habe ich das
verdrängt.» Was die Ursache war, kön-
ne er nicht mehr sagen. «Aber ich weiss
heute, dass es ein Fehler war. Es wird
nicht mehr passieren.»

Das sei unlogisch, stellt ein Richter
fest: «Sie können nicht sagen, dass es
nie mehr passieren wird, wenn sie
nicht einmal wissen, warum es dazu
kam.» – «Doch», sagt Peter energisch,
«wenn ich sage, ich mache das nicht
mehr, dann ist es so.» Fakt ist: Psycho-
logisch abgeklärt wurde er kaum. Zwar
absolvierte er zwei Sitzungen – dann
wurde er an eine Spezialistin verwie-
sen, mit der er nie einen Termin ver-
einbarte. Begründung: Die Therapeutin
habe gerade «eine Operation hinter
sich und keine Zeit gehabt».

Die Staatsanwältin fordert für Peter
eine dreijährige teilbedingte Freiheits-
strafe. Die Opfervertreterin will zudem
je eine Genugtuung von 15000 Franken
sowie die Therapiekosten zurück. Die
Verteidigerin ist nicht einverstanden.
Die Übergriffe hätten bei weitem nicht
«zwei bis dreimal pro Monat» stattge-
funden. Sie sagt, ihr Mandant habe die
beiden Mädchen «nie zu etwas gezwun-
gen» und es sei nie zum Geschlechts-
verkehr gekommen.

Das Gericht verurteilt Peter wegen
mehrfachen sexuellen Handlungen mit
einem Kind zu einer bedingten Frei-
heitsstrafe von 24 Monaten, Probezeit
zwei Jahre. Die Mädchen erhalten je ei-
ne Genugtuung von 10 000 Franken
und ihre Anwaltskosten zurück. Peter
habe die Freundschaft ausgenutzt und
aus Lust gehandelt. Zudem habe er sich
nie auf eine Therapie eingelassen. Dazu
dürfte es auch nicht mehr kommen: Da
er wieder eine Stelle hat, hat Peter kei-
ne Zeit mehr. «Die finanzielle Sicher-
heit meiner Familie ist mir wichtiger.»

*ALLE NAMEN GEÄNDERT

Übergriffe «Was genau pas-
sierte, weiss ich nicht mehr»,
sagt Peter. Für das Gericht ist
klar: Vor 15 Jahren streichelte
er zwei Nichten. Überall,
immer wieder. Ins Gefängnis
muss er nicht, aber zahlen.

VON MARIO FUCHS

Onkel vergriff sich
an zwei Nichten

Der Vorstand des Aargauischen Gewer-
beverbands (AGV) empfiehlt für den
Urnengang vom 18. Oktober die Natio-
nalräte Philipp Müller (Reinach/FDP)
und Hansjörg Knecht (Leibstadt/SVP)
zur Wahl in den Ständerat. Dies teilt
der Verband mit. Die beiden profilier-
ten und erfahrenen Politiker würden
nach Ansicht des AGV den Kanton und
die Anliegen des Aargauer Gewerbes in
der kleinen Kammer des eidgenössi-
schen Parlaments erfolgreich vertreten,
heisst es in der Mitteilung. Und weiter:
«Mit dieser Empfehlung setzt sich der
AGV für eine ungeteilte bürgerliche
Standesstimme ein.»

Der AGV-Vorstand hat aber intensiv
über die Variante «bürgerliche Allianz»
im Sinne einer Unterstützung aller drei
Kandidierenden der Parteien SVP, FDP
und CVP (also auch von CVP-National-
rätin und Ständeratskandidatin Ruth
Humbel) diskutiert. Demgegenüber
stand die Variante «Kandidaten mit Ge-
werbeverbandszugehörigkeit». Der Vor-
stand hat sich mit 9 zu 6 Stimmen «für
eine konsequente Anwendung der fest-
gelegten Auswahlkriterien – unter an-
derem Mitgliedschaft beim AGV – auch
in Bezug auf Ständeratskandidaten aus-
gesprochen», wie es weiter heisst. Dar-
aus resultierte die Unterstützung des
Duos Müller/Knecht.

Dieselben Kriterien für eine Wahlun-
terstützung gelten auch für National-
ratskandidatinnen und -kandidaten der
Parteien: neben der Mitgliedschaft zum
AGV (selber oder mit dem Geschäft)
müssen sie Unternehmerin bzw. Unter-
nehmer oder Mitglied in der Geschäfts-
leitung eines Unternehmens sein sowie
einer der Parteien SVP, FDP, CVP, BDP,
GLP oder EDU angehören. Von der SVP
empfiehlt er 13 Kandidierende, von der
FDP 10, von der CVP 4 (auch hier ohne
Ruth Humbel), von der BDP 4, von der
GLP 2 Kandidierende. (AZ)

Ständeratswahlen

Gewerbeverband
empfiehlt Müller
und Knecht

ihnen diese Arbeit nun der Compu-
ter ab. Denn Serieneinbrecher sind
meist in einem bestimmten Stadt-
teil aktiv. «Dort fühlen sie sich
wohl, kennen den schnellsten
Fluchtweg oder wissen, wo der
nächste Polizeiposten ist», sagt der
Sprecher. Die erhöhte Präsenz von
uniformierten und zivilen Polizisten
zwingt sie dazu, ihr Revier zu wech-
seln. Cortesi: «Einbrecher mögen
es nicht, wenn sie sich eine neue,
geeignete Gegend suchen müssen.
Das braucht viel Zeit.»

Ähnlich positiv fällt die Bilanz der
Kantonspolizei Baselland aus, wel-
che die Software als zweites Korps
definitiv eingeführt hat.

Doch nicht überall herrscht die
gleiche Begeisterung: Die Kantons-

polizei Zürich etwa hat sich gegen die
Software entschieden. «Bisher zeigte
sich, dass unsere Anforderungen vor
allem im Bereich ländlicher Regionen
noch nicht erfüllt sind», sagt Polizei-
sprecherin Carmen Surber. «Sind die
Gebiete zu wenig dicht besiedelt oder
ist die Ereigniszahl zu gering, wird

heute die kritische Datenmenge nicht
erreicht.» Ausserdem wünscht sich
die Zürcher Kantonspolizei eine Soft-
ware, die im Kampf gegen weitere
Delikte angewendet werden kann.
Dazu kommt: Im gesamten Kanton
Zürich würden die Einbruchzahlen
sinken – auch ohne Precobs.

Interesse anderer Kantone
Getestet wird Precobs derzeit nur

im Aargau; Interesse am Programm
haben aber auch andere Kantone.
So besuchte im März eine Delegati-
on aus dem Kanton Luzern die Aar-
gauer Kollegen, um sich zu infor-
mieren. In naher Zukunft dürfte die
Luzerner Polizei Precobs aber
kaum einführen. In der Antwort auf
eine Anfrage aus dem Kantonsrat
weist der Luzerner Regierungsrat
auf die fehlende Langzeiterfahrung
mit dem System hin. Er schreibt
weiter: «Obschon sich der Rück-
gang der Einbruchzahlen in den
Kantonen Zürich, Aargau und Basel
teilweise als signifikant erweist, ist
aus unserer Sicht derzeit noch nicht
geklärt, ob es sich um statistische
Schwankungen oder um einen
nachhaltigen Trend handelt.»

Ein Thema ist die Software auch
im Ausland. In Bayern werde kom-
mende Woche beschlossen, ob Pre-
cobs im ganzen Bundesland einge-
führt werden soll, teilt die deutsche
Herstellfirma «Institut für muster-
basierte Prognosetechnik» mit.

  nehmen deutlich ab

«Bisher zeigte sich, dass
unsere Anforderungen
vor allem im Bereich
ländlicher Regionen
noch nicht erfüllt sind.»
Carmen Surber Sprecherin Kapo Zürich


